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Beiblatt zur Par1aments.!!,9,!.;'.f~P2n§.e!lz 19.März 1952 

Anfrage 

der Abg. Dr.P i t t er man n, H 0 r n, E ;. beg ger: und Genossen 

an den Bundesminister fUr Finanzen, 
betreffend Nachzahlung an Besatzungskosten. 

-/)-.-

In der ?S.Sitzung des Nationalrates vom 14dDezernber 1951 hat der 
damalige Bundesminister für Finanzen, DroMargaretha, dem Hohen Haus mit­

geteilt., dass der Alliierte Kontrollrat die von österlreioh zu zahlenden 

Besatz-ungskosten für das Jahr 1951 a.n die bl·itische,l franz8sische und 

lIowjetru8siaohe Bes.atzungsmaoht von den vorgesehell-en je 140 Millionen 

Sohilling auf je 151 Millionen Schilling erhöht hat. 

Diese Kehr forderung von insgesamt 33 Millionen Schilling Besataungs­

kosten war vom Alliierten Rat ohne Zustimmung der Bundesregierung oder 

gar des Nationalrates einseitig verfügt worden. In seinen Ausführungen 

stellte Finanzminister Dr"Margaretha schliesslioh fest: u •••• Angesichts 

dieses Umstandes möchte ioh schon jetzt betonen, dass ich' dem Versuche, 

diese nicht gedeckten Mehrausgaben 1951 bei der Festsetzung einer- Allo ... 

kation tür 1952 einzubeZiehen, mit aller Energie entgegentreten werde." 

Das stenographische Protokoll verzeichnet bei diesel' Rede: "Lebhafter 

Beifall bei ÖVP, SPÖ und KdU .,". 

In der ?? .Sitzung des Nationalrates am 17 "Dezemb el" 1951 stellten 

stoh die Kommunisten auf den Standpunkt, dass die Forderung der Besatzungs­

mäohte bereohtigt sei. Von den anderen Partsien lelmt~ der Redner des 

KdU wie,air SPÖ die Forderung des Allierten Rates entschieden ab und 

versioherten Dr~Margaretha, der zw~ifellos den damaligen S~andpunkt der 

ÖVP vertrat, ihrer Zustimmung. 

Umao übe1'rasohter war die österreichische öffentliohkeit, als sie 

au.. einer offiziellen Mi tteilung des Bundesmh:.isteriumsfür Finanzen 

vom lS.Kärz d.J. erfuhr, dass Mehrausgaben u.a. "'.0 durch die vom 

AllU.erten Rat fUr österreich angeordnete Bereitstellung von weiteren 

33 :Millionen SChilling f"ür Besatzungskosten?t erwuchsen" Die Zahlung diesel' 

POl"derung widerspricht der in der BUdgetdebatte zum Ausdruck gekommenen 

Ansioht der Ubel"Wiegenden Mehrheit der Abgeordnet.el1'des Nationalraies. 

'Ur die Bezahlung't,aben siol'1 nur die Kommunisten ausgesprochen" 
.\ 
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Es ist ferner unklar, auf Grund welcher gesetzlioher Bestimmung 

diese Bezahlung geleistet wurde. Die ~fragenden Abgeordneten verweisen 

auf den Arte 51 Abs. 2 der Bundesverfassung, der besagt: 

lIBundesausgaben, die im Bundesfinanzgesetz oder in einem Sonderge­

setz nicht vorgesehen sind, bedürfen vor ihrer Vollziehung der 

verfassungsmässigen Genehmigung des Nationalrates, die vom Bundes­

minister für Finanzen einzuholen ist", Bei Gefahr im Verzug darf 

eine solche Bundesausgabe , sofern sie 868 ,>068 S nicht übersteigt, 

mit Zustimmung des Hauptausschusses des Nationalrates vollzogen 

werden; die Genehmigung des Nationalrates ist nac~träglich anzu­

sprechene" 

Die anfragenden Abgeordneten wollen vorerst.dem Bundesminister 

für Finanzen Gelegenheit zur Stellungnahme geben i bevor sie eine Erör­

terung über die vel'fassungsrechtlichen Folgen einer Staatsausgabe ohne 

Deckung durch ein Gesetz zur Debatte stellen; sie wollen dem Herrn 

Bundesminister für Finanzen d.ie M8glichkei t zur Begründung seiner Haltung 

geben~ sie machen ihn aber schon jetzt dÜl'auf aufmerksam, dass ein 

Hinaussohieben der Interpellationsbeantwortung über das Ende der. Herbst-. 
•• :, ' • -. ,:, '.~ " :. ., c" ::' ~ 

session durch Anwenciung·del' zur Verfügung stehenden MöglichkeÜ'en der Ge-

sohäftsordnung verhindert. werden wirQ,.· 
'-."':' • ," > • 

Die .g~fertigten Abgeordl,leten; .stehlen daher an den Herrn Bundes-

mi~ister für'Finanzen die n~chstehende~ 
" , 

A TI fra gen: 

1.) War dem Herrn BUl1d·esminister. fü,r.Finanzell· die Haltung des National­

rates gegenüber der Forderung des Alliierterl Rates auf Nachzahlung von 

'Besa,tzungskosten'bekannt? 

2.) Auf Grund;'ifelcher gesetzlicher Bestimmungen hat der Herr Bundes­

minister für F:i.nanzen in einer Zeit; inde:r erde~ WohnungSbau in 

österrefch die\iomIiariruneht bewilligten Mittel vo'renthäl t ,~dne solche" 

Zahlung an den Alliierten Rat geleistet? 

- .. -0..-,- ... 
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